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Beratungsfolge: Ausschuss fur Stadtentwicklung, Klima und Mobilitat

Bauantrag zur Legalisierung Umbau und Erweiterung eines Wohngebaudes,
Erweiterung und Nutzungsanderung Kellergeschoss, Beindersheimer StraRe,
Flurstick Nr. 2793/2

Die Verwaltung berichtet:

Der Antragsteller beabsichtigt, den bereits erfolgten Umbau, die Erweiterung sowie
die Anderung der Kellernutzung auf dem Grundsttick mit der Flurstiick-Nr. 2793/2 zu
legalisieren.

Im Rahmen des Bauvorhabens wurden abweichend von der bereits erteilten Bau-
genehmigung folgende Anderungen vorgenommen: Umbau des Wintergartens zu
Wohnraum, teilweise Aufstockung im Obergeschoss, Errichtung von Gauben und
einer Terrasse im Erdgeschoss. Die zuvor genannte Baugenehmigung wurde erteilt,
nachdem das Vorhaben am 11.05.2023, DRS XVII/3034, im Ausschuss beraten
wurde.

Im Zuge der geplanten Legalisierung wird der Antrag gestellt, das Obergeschoss
weiterhin auszubauen und eine gartenseitige Terrasse im Erdgeschoss sowie ein
neues Dach ohne Gauben zu errichten. Des Weiteren ist eine Erweiterung des Kel-
lers als Wohnraum sowie ein Anbau mit anschlieRender Terrasse unter der erdge-
schossigen Terrasse geplant. Die Abmessungen des Terrassenbaus betragen 6,80
m x 4,00 m.

Das Grundstlick befindet sich nicht im Geltungsbereich eines rechtskraftigen Be-
bauungsplans, somit ist die planungsrechtliche Zulassigkeit nach § 34 BauGB zu
beurteilen.

Gemal § 34 Abs. 2 BauGB beurteilt sich die Zulassigkeit des Vorhabens nach sei-
ner Art alleine danach, ob es nach der auf Grund des § 9a BauGB erlassenen Ver-
ordnung in einem der dort verzeichneten Baugebiete allgemein zulassig ware. Das
Gebiet stellt in der naheren Umgebung (siehe Anlage, Abbildung Nr. 1) eine Ge-
mengelage dar. Hier finden sich sowohl stdrende als auch nicht storende Gewerbe-
triebe, Einzelhandel, sowie Wohngebaude wieder.

Die beschriebenen Gebaudearten lassen sich keinem der Baugebiete nach §§ 2 ff
BauNVO zuordnen, sondern sie sind verschiedenen Baugebieten zuzuordnen. Dies
bedeutet, dass kein Fall des § 34 Abs. 2 BauGB vorliegt, sondern eine sog.
,Gemengelage“ gegeben ist, bei der die Art der Nutzung nach § 34 Abs. 1 BauGB zu
beurteilen ist. Eine Gemengelage zeichnet sich dadurch aus, dass in der naheren
Umgebung so unterschiedliche Nutzungsarten vorhanden sind, dass sie keinem der
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Baugebiete der §§ 2 ff. BauNVO zugeordnet werden kénnen. Gemaly § 34 Abs. 1
BauGB bestimmt sich die Zulassigkeit eines Vorhabens hinsichtlich der Art der
baulichen Nutzung danach, ob es sich in die Eigenart der naheren Umgebung ein-
fugt. Da in der naheren Umgebung sowie auf dem Vorhabengrundstick bereits
Wohnnutzung vorzufinden ist, flgt sich die geplante Vorhaben hinsichtlich seiner Art
der baulichen Nutzung in die nahere Umgebung ein.

Des Weiteren, so § 34 Abs. 1 BauGB, bestimmt sich die Zulassigkeit eines Vorha-
bens nach dem Mal} der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstlcks-
flache, die Uberbaut werden soll und ob es sich in die Eigenart der naheren Umge-
bung einfugt. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse missen
gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht beeintrachtigt werden und die Erschlie3ung
muss gesichert sein.

Die malgeblich pragende nahere Umgebung umfasst insbesondere die in der Abb. 2
dargestellte einseitige Bebauung der Beindersheimer.

Hinsichtlich des Maldes der baulichen Nutzung ist zu prufen, ob sich das Vorhaben
bezlglich der Grundflache, der Geschossigkeit sowie der Héhe in die nahere Um-
gebung einfugt.

Zudem muss sich das geplante Vorhaben hinsichtlich der tatsachlich Gberbauten
Flache und der Bauweise einfugen.

Es finden sich in der naheren Umgebung Grundflachen bis zu ca. 650,00 m? vor
(Flurstticke Nr. 2788 und Nr. 2792).

Das Vorhaben soll eine Grundflache von insgesamt ca. 180,00 m? aufweisen. Somit
liegt die Grundflache Flache im Rahmen der naheren Umgebung und ist genehmi-
gungsfahig.

Das geplante zweigeschossige Gebaude plus nicht ausgebauten Dachgeschoss fugt
sich in die nahere Umgebung ein. Hier finden sich ebenfalls Gebaude mit zwei
Geschossen und Dach sowie Gebaude mit drei Geschossen wieder (Flurstucke Nr.:
2795/50, 2793/1, 2791/1, 2788 und 2979, 2792).

Da das Stral3enbild der naheren Umgebung keine einheitliche Traufhohe aufweist, ist
vorrangig die Firsthohe von Relevanz.

Die geplante Firsthohe liegt bei 8,55 m und bewegt sich im ebenfalls im vorpragen-
den Rahmen, welcher bei ca. 10,50 m liegt (Flursticke Nr.: 2795/50, 2793/1, 2791/1,
2788 und 2979, 2792).

Die uberbaubaren Grundsticksflachen der ndheren Umgebung bestimmen sich
durch Baulinien, -grenzen oder -tiefen.

Die vordere Bautiefe des Wohnhauses bleibt unverandert. Die hintere Bautiefe ge-
messen von stral3enseitiger Grundstlcksgrenze bis zum Ende der Bebauung ist mit
ca. 30 m vorgegeben (bspw. Flurstiick 2792).

Das Wohngebaude soll eine geplante Bebauungstiefe von stralenseitiger Grund-
stiicksgrenze bis zum Ende der Bebauung von ca. 27,00 m aufweisen. Die uber-
baubare Grundsticksflachen liegen somit im Rahmen der naheren Umgebung.

Die Bauweise bleibt unverandert. Somit fligt sich das Bauvorhaben hinsichtlich der
Bauweise ein.
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Die Erschlieffung des Grundstlcks ist Uber die Beindersheimer Stralle gesichert.

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie das Ortsbild
werden nicht beeintrachtigt.

Die Verwaltung erachtet aus den vorgenannten Grunden das Vorhaben aus pla-
nungsrechtlicher Sicht nach § 34 BauGB als genehmigungsfahig.

Die Verwaltung sieht vorliegend keinen Anlass fiir die Anderung oder die Aufstellung
eines (vorhabenbezogenen) Bebauungsplans, fur eine Rickstellung des Vorhabens
sowie flr eine Veranderungssperre.

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ)

Dr. Nicolas Meyer

Oberblrgermeister

Anlage:

- Lageplan, Ansichten und Schnitte



	Gremium
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage
	FAuswirkung

